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1. Einleitende Bemerkungen 

Zu Beginn des dritten Jahrtausends sieht sich die Europäische Union mit mehreren miteinan-

der zusammenhängenden ökonomischen Problemen konfrontiert. Wesentliche Sorgen berei-

ten ihr vor allem die regionalen Einkommensunterschiede sowie die in vielen Regionen sehr 

hohen Arbeitslosenzahlen. Die Bekämpfung dieser beiden Phänomene hat sich die Europäi-

sche Union zum Ziel gesetzt. Ihr wichtigstes budgetäres Mittel dabei sind die Europäischen 

Strukturfonds. 

 

Derweil ist nach wie vor ungeklärt, ob es zur Erreichung dieser Ziele einer Umverteilung be-

darf. Anhänger der Konvergenzthese leiten aus der klassischen Außenhandelstheorie sowie 

der neoklassischen Wachstumstheorie her, dass sich die Länder bei Freihandel auch ohne be-

gleitende staatliche Maßnahmen konvergent entwickeln werden. Eine europäische Umvertei-

lungspolitik sei nicht notwendig. Anhänger der Divergenzthese hingegen vermuten unterneh-

mensexterne Skalenerträge wie Agglomerationsexternalitäten, die zu einem Ballungsprozess 

führen, in dem ärmere Gebiete zumindest über einen langen Zeitraum zum wenig industriali-

sierten Randgebiet verkommen. Allerdings treffen auch die Vertreter dieser These zumeist 

nur Aussagen zur relativen Einkommensentwicklung. Das Problem regional unterschiedlicher 

Arbeitslosigkeit wird außen vor gelassen. 

 

Nun existieren sicherlich Zusammenhänge zwischen den von der Neuen Ökonomischen Geo-

graphie formulierten Agglomerationsmustern und den regionalen Arbeitsmarktproblemen. 

Wenn eine Region ihre Industriezweige verliert, so gehen damit nicht nur Einkommen, son-

dern auch entsprechende Arbeitsplätze verloren. Die Frage ist jedoch, ob europäische Umver-

teilungspolitik das richtige Instrument ist, um über die Ansiedlungsentscheidung von Unter-

nehmen gleichzeitig diese Entwicklung in beschäftigungsfreundlichere Bahnen zu lenken und 

neue Einkommenspotentiale zu erschließen. 

 

Kapitel 2 zeigt kurz das Ausmaß der regionalen Unterschiede von Einkommen und Arbeitslo-

sigkeit in Europa auf. In Kapitel 3 werden die europäischen Strukturfonds dargestellt. Kapitel 

4 skizziert die grundlegenden Ballungsphänomene nach dem Erklärungsmuster der Neuen 

Ökonomischen Geographie. In Kapitel 5 wird dann die Auswirkung der Strukturfonds insbe-

sondere bei Problemen in der Lohndifferenzierung zwischen den Regionen aufgezeigt. Der 

Beitrag endet mit einem Fazit.      
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2. Interregionale Unterschiede in Europa 

Der größte Teil der Wirtschaftskraft der Europäischen Union konzentriert sich auf einige we-

nige Regionen. Insgesamt 27 Regionen, darunter Gebiete wie die Île de France, die Lombar-

dei oder Südhessen, machen zwar nur 17% der Gesamtfläche der Union aus, hier leben aber 

45% der Gesamtbevölkerung (Puga, 2001), die mehr als die Hälfte des Gesamteinkommens 

der Europäischen Union erwirtschaften (Europäische Kommission online, 2002)1. Am Süd-

rand der Europäischen Union, von Portugal und Südspanien über Süditalien bis Griechenland, 

haben die Menschen ein Pro-Kopf-Einkommen, das nur halb so groß ist wie in den reicheren 

Regionen. So beträgt das durchschnittliche BIP pro Kopf in Griechenland, Portugal und Spa-

nien nicht einmal 80% des Gemeinschaftsdurchschnitts. Luxemburg liegt dagegen um mehr 

als 60 Prozentpunkte über dem Durchschnitt. Und in den zehn dynamischsten Regionen der 

Union ist das BIP fast dreimal so hoch wie in den zehn ärmsten Regionen.  

 

Im Hinblick auf die Zielsetzung der Europäischen Union darf man nicht nur auf die Einkom-

mensunterschiede zwischen den europäischen Staaten abstellen, sondern muss auch auf die 

Beschäftigungschancen fokussieren. Hier präsentieren sich die europäischen Staaten ebenfalls 

unterschiedlich (vgl. Abb.1)2. So ist in Großbritannien und Spanien die Arbeitslosigkeit in den 

letzten Jahren stark rückläufig, in Irland und den Niederlanden hat sie längst wieder ein äu-

ßerst niedriges Niveau erreicht. Die Arbeitslosenquote in Frankreich, Italien, Griechenland, 

Spanien und Finnland präsentiert sie sich derweil über 8% (Stand 2001). Sie ist damit mehr 

als doppelt so hoch wie in Luxemburg, Portugal, den Niederlanden, Irland und Österreich, wo 

sie die 4%-Grenze nicht übersteigt. 

                                                 
1 Regionen sind als NUTS-1 Regionen der EU definiert. 
2 Die Daten stammen aus dem April 2001. Neuere Arbeitslosenzahlen präsentieren zwar einige auch konjunktu-
rell bedingte Änderungen, weisen international aber immer noch größere Unterschiede zwischen den Nationen 
auf  (Eurostat online, 2003). 
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Abb. 1: Arbeitslosenquote nach Mitgliedstaaten -
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Zwischen den einzelnen Regionen Europas gestalten sich die Unterschiede noch weitaus gra-

vierender. Abb. 1 illustriert die Unterschiede zwischen den Regionen (NUTS-2). Die durch-

schnittliche Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union ist als Vertikale bei 7,6% eingezeich-

net. Deutschland liegt mit seiner Arbeitslosigkeitsquote von 7,8% knapp über dem EU-

Durchschnitt. Der vom deutschen Durchschnitt horizontal nach rechts führende Balken zeigt 

die maximale regionale Ausprägung der Arbeitslosigkeit an. Region Dessau weist diese mit 

einer Quote von 16,9% auf. Die Abweichung vom deutschen Durchschnitt nach links wieder-

um führt zur Region mit der geringsten Arbeitslosigkeit. Dies ist mit 3,1% Oberbayern. Eben-

so lassen sich in vertikalem Vergleich die nationalen Unterschiede ablesen.  

 

Man erkennt große regionale Unterschiede auch innerhalb der Mitgliedstaaten: Italien bei-

spielsweise weist Unterschiede von über 20%-Punkten in seinen Arbeitslosigkeitsraten auf. 

Während sich Trentino-Alto Adige mit einer Arbeitslosigkeit von 3,0% präsentiert, liegt die 

Quote in Kalabrien bei 24,8%. Andalusien weist eine Quote von 22,3% auf, im ebenfalls spa-

nischen Comunidad Foral de Navarra hingegen bewegt sich der Arbeitslosenanteil mit 6,1% 

deutlich im einstelligen Bereich. Die regionalen Beschäftigungsprobleme widerlegen deutlich, 

dass es sich bei den Arbeitslosigkeitsproblemen nur um Krisen einzelner Nationalstaaten han-

 3



delt. Beinahe jedes Land weist in einigen Regionen Arbeitslosigkeitsprobleme auf, wenn dies 

auch in unterschiedlicher Höhe geschieht. Belgien, Frankreich, Deutschland, Griechenland, 

Spanien, Italien, Finnland und Großbritannien zeigen alle eine Differenz von zumindest sie-

ben Prozentpunkten zwischen den Arbeitslosigkeitsraten in den Regionen mit der geringsten 

und denen mit der höchsten Arbeitslosigkeit.  

 

Die gewaltigen wirtschaftlichen Differenzen drohen sich im Zuge der EU-Erweiterung noch 

zu vergrößern. Die Öffnung der Union nach Osten bringt einen Zuwachs an Regionen mit 

sich, welche zumeist schlechtere wirtschaftliche und soziale Bedingungen aufweisen als die 

ärmsten Regionen der fünfzehn Mitgliedstaaten. So erreichten die mittel- und osteuropäischen 

Beitrittskandidaten (nach Kaufkraftparitäten) nur die Hälfte des EU-

Einkommensdurchschnitts, wobei es zwischen den einzelnen Staaten noch erhebliche Unter-

schiede gibt (Quaisser, 2001; Quaisser/Hall, 2002). Insofern ist es nachzuvollziehen, dass sich 

die Europäische Union für politische Eingriffe in den Konvergenzprozess entschieden hat. 

 

3. Europäische Umverteilungspolitik 

Die Europäische Union versteht sich als Solidargemeinschaft, in der wohlhabendere Staaten 

und Regionen den anderen helfen, ihren wirtschaftlichen Rückstand aufzuholen. Es ist insbe-

sondere ihr Ziel, „die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen und 

den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete oder Inseln, einschließlich der ländli-

chen Gebiete, zu verringern zur Stärkung wirtschaftlicher und sozialer Kohäsion“ (Art. 158 

EGV). Dazu flankiert sie die Bemühungen der Mitgliedstaaten mit Hilfe der Strukturfonds. Es 

stehen hierzu zur Verfügung: 

  

�� der Europäische Fonds für regionale Entwicklung,  

�� der Europäische Sozialfonds,  

�� ein Teil des Europäischen Landwirtschaftsfonds, mit dem die Entwicklung des ländlichen 

Raums gefördert wird,  

�� sowie das Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei.  

 

Das Unterstützungsvolumen beläuft sich auf 195 Milliarden Euro für die Jahre 2000 bis 2006. 

Dies macht fast ein Drittel des Gesamthaushaltes der Union aus. Hauptbegünstigte der Fonds 

sind die vier Kohäsionsländer Spanien, Portugal, Irland und Griechenland. Da die Förderung 
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jeweils Regionen finanziell unterstützt, die in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung noch Nach-

holbedarf haben gemessen am Durchschnitt der Union, fallen aber auch etwa das italienische 

Mezzogiorno und die neuen deutschen Bundesländer ins Zielgebiet der Strukturfonds. 

 

Zu den Unterstützungsleistungen im Rahmen der Strukturfonds kommen noch jene des Kohä-

sionsfonds, der Vorhaben in den Bereichen Umwelt und transeuropäische Netze in EU-

Staaten fördert, deren durchschnittliches Pro-Kopf-Einkommen unter 90% des EU-

Durchschnitts liegt. Das sind zur Zeit Spanien, Portugal, Irland und Griechenland. Aus diesem 

Fonds werden noch einmal 18 Milliarden Euro bis 2006 bereitgestellt.  

 

Aus den Mitteln der Strukturfonds erfolgt die Finanzierung mehrjähriger Programme. Der 

Löwenanteil der Strukturfonds wird dabei (nach der „Agenda 2000“) auf folgende Ziele auf-

geteilt (vgl. Abb. 2) 3 (Europäische Kommission, 2002; Axt, 2000):  

�� Mit Ziel 1 sollen die ärmsten Regionen der Union gefördert werden. 70% der Mittel 

werden zur strukturellen Anpassung der etwa 50 Regionen mit Entwicklungsrück-

stand, in denen 22% der Bevölkerung der Union leben, verwendet. Dies sind jene Re-

gionen, die ein BIP pro Kopf von unter 75% des EU-Durchschnitts erwirtschaften. 

Qualifiziert sich eine Region nicht mehr als Ziel 1 - Region, erhält sie immerhin noch 

sechs Jahre lang eine Übergangsfinanzierung.  

�� 11,5% der Mittel werden für die wirtschaftliche und soziale Umstellung von Gebieten 

mit Strukturproblemen ausgegeben, in denen 18% der europäischen Bevölkerung le-

ben (Ziel 2). Die Förderkriterien sollen industrielle, ländliche und städtische sowie Fi-

schereigebiete begünstigen. Eine Doppelförderung von Regionen nach Ziel 1 und Ziel 

2 ist nicht zulässig. 

�� 12,3% der Mittel werden in die Modernisierung der Bildungs- und Ausbildungssyste-

me und in die Beschäftigungsförderung außerhalb der Ziel 1 -Regionen investiert (Ziel 

3). In den Ziel 1 - Regionen sind diese Maßnahmen bereits Teil der Anpassungsstrate-

gien. Ziel 3 weicht von einer rein geographisch orientierten Umverteilung ab und hilft 

gezielt bestimmten sozial benachteiligten Gruppen. Es wendet sich vor allem an Lang-

zeitarbeitslose, arbeitslose Jugendliche, ausgegrenzte Personen und Geringqualifizier-

te. Gefördert werden sollen die Entwicklung der Humanressourcen, ein hohes Be-

                                                 
3Die Förderung einzelner sozial benachteiligter Gruppen erfolgt vor allem über die Gemeinschaftsinitiativen. 
Allerdings ist der Umfang dieser Förderung noch vergleichsweise bescheiden.  
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schäftigungs- und Sozialschutzniveau, die Gleichstellung von Männern und Frauen, 

nachhaltige Entwicklung und der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt.  

 

Abb. 2: Europäische Struktur- und Kohäsionsfonds 

Fischerei (1,11 Mrd.)

Gemeinschafts-
initiativen (10,44 

Mrd.)

Kohäsionsfonds (18 
Mrd.)

Innovative 
Maßnahmen (1,00 

Mrd.)

Ziel 3 (24,05 Mrd.)

Ziel 2 (22,45 Mrd.)
Ziel 1 (135,95 Mrd.)

Quelle: Europäische Kommission online (2002)

Entsprechende Programme werden von den Regionen, den Mitgliedstaaten und der Europäi-

schen Kommission partnerschaftlich festgelegt (Europäische Kommission online, 2002). Sie 

sind auf den Ausbau der wirtschaftlichen und sozialen Strukturen ausgerichtet, um 

�� Infrastrukturen z.B. im Verkehrs- oder Energiesektor zu schaffen; 

�� den Telekommunikationssektor zu erweitern; 

�� Unternehmen zu unterstützen und die Aus- und Weiterbildung der Arbeitnehmer zu 

fördern; 

�� die Instrumente und das Wissen der Informationsgesellschaft zu verbreiten.  

 

Man möchte dort ansetzen, wo ein von den Regionen oder Staaten selbst diagnostizierter Be-

darf besteht. Um einen reinen Verdrängungseffekt nationaler Strukturpolitik zu vermeiden, 

gilt (seit 1988) das Prinzip der „Zusätzlichkeit“. Damit wird verhindert, dass die Staaten eige-

ne Strukturpolitik unterlassen und dafür andere Bereiche fördern bzw. Steuern senken. Die 

Umsetzung erfolgt dezentral. In erster Linie sind nationale und regionale Behörden zuständig.  
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Die Ausrichtung der Strukturfonds weist bereits darauf hin, dass es der europäischen Struk-

turpolitik nicht bloß um eine Einkommensangleichung geht. Sie hat auch maßgeblich die Re-

duzierung der Arbeitslosigkeit im Auge. Nach Auffassung der Kommission stellt die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen sogar die größte Herausforderung für die Strukturpolitik der Union 

dar (Europäische Kommission, 1999). Dabei ist die Strukturpolitik eingebettet in ein größeres 

Konzept zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 

 

Die europäischen Leitlinien für Beschäftigung versuchen, die interregionalen Unterschiede 

hinsichtlich der Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen. Sie unterstreichen die Bedeutung der 

lokalen und regionalen Behörden in der Beschäftigungspolitik. Das Hauptfinanzierungsin-

strument der europäischen Ebene, um die Ziele der Europäischen Beschäftigungsstrategie zu 

erreichen, stellt dabei der Europäische Sozialfonds dar. Dieser soll dem Schutz und der Förde-

rung von Beschäftigung sowie dem Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Diskriminierung und sozi-

aler Ausgrenzung dienen. Der Sozialfonds bietet gemäß dem Prinzip der „Zusätzlichkeit“ 

Beihilfen der Union für Programme, welche die "Beschäftigungsfähigkeit" der Menschen 

entwickeln oder wiederherstellen sollen. Den Bürgern sollen entsprechende Qualifikationen 

und soziale Kompetenz vermittelt werden. Dies soll den Matchingprozess verbessern, indem 

es die Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer steigert (Europäische Kommission online, 

2002). Dabei fokussiert die Hilfe vor allem auf Langzeitprogramme. Diese sollen vor allem in 

den rückständigeren Regionen helfen, die Qualifikationen der Arbeitnehmer zu verbessern 

sowie unternehmerische Initiative zu fördern (Europäische Kommission online, 2002). In- 

und ausländische Investitionen sollen in diese Regionen gelockt werden, um dort eine größere 

Wettbewerbsfähigkeit, neue Arbeitsplätze und einen höheren Wohlstand zu erreichen.  

 

Das Volumen der Unterstützungsleistungen hat sich in den letzten Jahren dramatisch erhöht. 

Seit 1988 haben sich die in den Strukturfonds und im Kohäsionsfonds umverteilten Mittel 

nahezu vervierfacht. Ein Drittel des EU-Haushaltes wird mittlerweile zur innereuropäischen 

Umverteilung bereitgestellt, wobei hier die Umverteilungswirkung der Agrarpolitik noch au-

ßen vorgelassen wird (Europäische Kommission online, 2002). 

 

Trotz dieser groß angelegten Unterstützung durch die diversen Fonds konnte eine weitere 

Konvergenz nicht erreicht werden. Die regionalen Einkommensdisparitäten in Europa wurden 

nicht beseitigt. Zwar sind die Einkommensunterschiede zwischen den Staaten mittlerweile 

geringer als vor 15 Jahren, doch dafür sind die Unterschiede zwischen den Regionen inner-
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halb der Staaten angestiegen (Esteban, 1999, zitiert nach Puga, 2001; Faini, 1999). Bedeuten-

de Veränderungen in den Positionen der Mitgliedsstaaten im Verhältnis zum EU-Durchschnitt 

sind dabei nicht auszumachen. Die Regionen, die Mitte der 80er Jahre arm waren, sind es 

geblieben (Puga, 2001).  

 

Die Arbeitslosenraten haben sich ebenso wenig einander angenähert. Im Gegenteil kann man 

jetzt weniger Regionen mit einer durchschnittlichen Arbeitslosigkeit beobachten, sondern 

mehr mit entweder extrem hoher oder niedriger Arbeitslosigkeit. Die Veränderungen der re-

gionalen Arbeitslosigkeitsraten haben zu einer stärkeren Polarisierung geführt (Over-

man/Puga, 1999). Diese zunehmende Polarisierung führt zu der Frage, ob die europäische 

Umverteilungsmaschinerie überhaupt problemlösend wirkt, ob man sie ganz anders ausgestal-

ten müsste oder ob sie einfach noch immer zu gering ausfällt, um die Probleme lösen zu kön-

nen. Empirisch lässt sich dies nicht beantworten: Befürworter bisheriger EU-

Umverteilungspolitik werden für sie in Anspruch nehmen, dass die erfolgreiche Struktur- und 

Regionalpolitik für ein Ausbleiben einer divergenten Entwicklung verantwortlich ist. Doch 

dies lässt sich nicht testen. Gegner können behaupten, dass sich diese Entwicklung auch ohne 

Umverteilung hätte erreichen lassen. Da sich dies empirisch kaum überprüfen lässt, muss the-

oretisches Rahmenwerk zur Erklärung herangezogen werden.    

 

4. Anhaltende Divergenz in Europa? 

Zur Erklärung der europäischen Disparitäten sind vor allem geographische Spillovers und die 

Standortentscheidung im Raum zu berücksichtigen (Quah, 1996). Mit der Neuen Ökonomi-

schen Geographie beschäftigt sich mittlerweile ein ganzer Wissenschaftszweig mit Argumen-

ten, die gegen eine konvergente Einkommensentwicklung der Regionen bei Grenzöffnung 

sprechen. Dazu werden lediglich einige Annahmen der neoklassischen Theorie variiert. Diese 

Annahmenvariation führt im Ergebnis zur Agglomeration bestimmter Produktionszweige in 

einem Gebiet4. Zumindest in einem Produktionssektor werden dafür Marktunvollkommenhei-

ten unterstellt. Wesentlich ist die Existenz von Größenvorteilen bzw. positiven Externalitäten. 

 

Die charakteristischste Annahme ist neben unvollkommenen Märkten und heterogenen Pro-

dukten die Existenz von unternehmensexternen steigenden Skalenerträgen in einem der bei-

                                                 
4 Vgl. zur empirischen Relevanz von Agglomerationseffekten auf die Arbeitsproduktivität (und damit das Ein-
kommen) Ciccone (2002). Hier wird mit einem Sample 628 Nuts-3 Regionen getestet, inwieweit sich Agglome-
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den Wirtschaftszweige (Krugman, 1991; Krugman/Venables, 1990; Venables, 1996; Puga, 

1999). Es wird unterstellt, dass die Profitabilität eines Unternehmens durch die räumliche 

Nähe anderer Unternehmen in unmittelbarer Umgebung steigt. Als Erklärungen für die Exis-

tenz dieses Phänomens dienen zum Beispiel Wissensexternalitäten in Bezug auf technologi-

schen Fortschritt5 (Braunerhjelm et al., 2000, S.24) oder die Ballung benötigten spezialisierten 

Humankapitals in einer Region. Ebenso lässt sich eine Verbesserung der Matching-Effizienz 

am Arbeitsmarkt als Argument heranziehen (Boldrin/Canova, 2000, S.10). Am häufigsten 

fokussiert sich die Neue Ökonomische Geographie jedoch auf pekuniäre Externalitäten in 

Zusammenhang mit der Marktgröße. Ein Einkaufszentrum bietet sich als Beispiel an: Kunden 

werden durch die Existenz einer Vielzahl verschiedener Geschäfte angezogen. Je mehr Ge-

schäfte vorhanden sind, desto mehr Kunden kommen. Dies wiederum zieht neue Geschäfte 

an, eine Spiralwirkung entsteht. Dieses Phänomen nennt man „forward linkage“ (Brau-

nerhjelm et al., 2001, S.24). Firmen profitieren von der räumlichen Nähe zum Absatzmarkt. 

Eine andere Form von Kostenersparnis aufgrund räumlicher Nähe ergibt sich aus der Ansied-

lung nahe der benötigten Produktionsfaktoren oder Vor- und Zwischenprodukte („backward 

linkage“). Firmen benötigen dieselben Inputs für ihre Produktion, sie siedeln sich in der Nähe 

des Inputangebotes an. Dies vergrößert den Absatzmarkt für Inputs und lockt neue Anbieter 

an, auch hier entsteht eine Spiralwirkung. Neben dieser Zusammenarbeit in vertikaler Rich-

tung kommt für die Erklärung von Agglomeration indes auch eine Kostenreduktion durch 

funktionale Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in Frage (Braunerhjelm et al., 2000, 

S.27).  

 

Der Agglomerationsprozess beeinflusst nicht nur das industrielle Muster der Regionen, son-

dern auch deren Einkommensgefüge. Ballung führt (in der Modellierung der üblichen Model-

le der Neuen Ökonomischen Geographie) im Ballungsgebiet zu einer höheren Entlohnung 

nicht vollständig mobiler Faktoren sowie zu einer geringeren Belastung mit Transportkosten 

(Venables, 1999). In der Peripherie steigt dagegen die Arbeitslosigkeit, wenn Arbeit nicht 

hochmobil ist oder das interregionale Lohngefüge so flexibel ist, dass es sich schnell an das 

neue Agglomerationsmuster anpassen kann. 

                                                                                                                                                         
rationseffekte in Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien bemerkbar machen. Dabei wird 
ein positiver Einfluss der Bevölkerungsdichte auf die Arbeitsproduktivität nachgewiesen.     
5 Hier lassen sich zwei verschiedene Effekte herauskristallisieren. Zum einen könnte man argumentieren, dass 
die Kosten einer Innovation mit zunehmender Erfahrung bezüglich eines Produktes fallen. Dies wirkt sich ag-
glomerationsfördernd aus, Unterschiede zwischen den Regionen können persistent werden. Auf der anderen 
Seite können ärmere Regionen schneller aufholen, da sie statt neuer Forschung einfach nur vorhandenes Wissen 
absorbieren müssen. Entscheidend ist, welcher dieser beiden Effekte überwiegt (De la Fuente, 2000, S.3). 
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Zur Illustration des Agglomerationsprozesses seien folgende Annahmen getroffen (Krugman, 

1991): Es existieren zwei Regionen, die a priori bezüglich Faktorausstattung und produzierten 

Gütern identisch sind. Es liegen keine komparativen Vorteile vor. Zur Vereinfachung werden 

lediglich zwei Produktionssektoren, der Agrarsektor X und der Industriesektor M, unterstellt. 

Während der Markt für X konstante Skalenerträge und vollkommenen Wettbewerb aufweist, 

existieren auf dem Markt für M unternehmensexterne Skalenerträge (durch pekuniäre Exter-

nalitäten). Nun komme es zu einer wirtschaftlichen Integration der beiden Regionen. Wenn 

die Handelskosten unter einen kritischen Punkt T* fallen (vgl. Abb.3), wird diejenige Region, 

die durch ein zufälliges Ereignis oder eine bestimmte wirtschaftspolitische Maßnahme eine 

Zuwanderung von Firmen des Industriesektors M erreicht, diesen Vorteil schnell ausbauen. 

Denn die Zuwanderung sorgt aufgrund der Skalenerträge für eine Kostenreduzierung, die ent-

sprechende Region wird attraktiver und somit weitere Unternehmen des Sektors M anziehen.  

 

Für den weiteren Verlauf des Integrationsprozesses ist eine Annahme hinsichtlich der Fak-

tormobilität notwendig. Unterstellt man intersektoral immobile Faktoren, aber interregional 

mobile Faktoren zumindest in Sektor M, so werden diese Faktoren der Industrie folgen. Denn 

wenn Sektor M aufgrund der Skalenerträge sich in einer Region konzentriert, so werden dort 

die Produktionsfaktoren knapper. Ihre Entlohnung wird steigen, Zuwanderung der mobilen 

Faktoren erfolgt. Dies wiederum vergrößert den Beschaffungsmarkt für Arbeit und steigert 

zudem die Ausgaben in dieser Region. Weitere Firmen ziehen zu. Theoretisches Ergebnis ist 

die vollständige Konzentration des Sektors M auf eine Region (Krugman, 1991). Abb. 3 il-

lustriert dies: Ab einer kritischen Höhe von T* bewegen sich alle Unternehmen des Sektors M 

in das neu entstandene Ballungsgebiet, wie der Sprung von S1 auf den Wert eins es zeigt. Die 

Peripherie verliert ihre gesamte Industrie. Der Sprung der Kurve S2 auf den Wert null stellt 

dies graphisch dar. 

 

Dieser Mechanismus führt zu einer wirtschaftlichen Divergenz zweier a priori identischer 

Regionen in ein industrialisiertes Gebiet, in welchem dank Ausschöpfung von Skalenerträgen 

höhere Faktorpreise gezahlt werden können und welches somit auch ein höheres Einkommen 

besitzt, und ein nicht industrialisiertes Randgebiet. Dank der interregionalen Mobilität wird 

Arbeitslosigkeit indes vermieden. Bei vollständiger Mobilität werden die Löhne sich anglei-

chen, die geringeren Transportkosten bilden indes einen ökonomischen Vorteil des Ballungs-

gebietes.  
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Abb. 3: Der Agglomerationsprozess 
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Dieses Ergebnis ändert sich bereits bei leichter Variation der Mobilitätsannahmen. Ange-

nommen sei neben der Existenz steigender Skalenerträge, dass zumindest ein Produktionsfak-

tor intersektoral, aber nicht interregional mobil ist. Arbeit sei zwischen den Regionen immo-

bil, die Produzenten hingegen bezüglich ihrer Standortwahl mobil. Transport- und Kommuni-

kationskosten fallen schrittweise im Zeitablauf. Unternehmensexterne Skalenerträge kommen 

durch den Handel mit Zwischenprodukten in Sektor M zustande. Eine Ballung von Zuliefe-

rern und Endproduzenten in einer Region sorgt für positive Externalitäten im Sinne von 

„Backward Linkages“. Je näher sich der Endproduzent zu den Zulieferern begibt, desto mehr 

Transportkosten für Zwischenprodukte spart er ein. Ab einer kritischen Schwelle an Trans-

portkosten für Endprodukte T* genügt dann eine zufällige Zuwanderung eines Produzenten 

für Zwischenprodukte, damit die Differenz realisierbarer Skalenerträge aus der Ballung die 

Transportkosten zu den Endabnehmern überwiegt (vgl. Abb.3). Es erfolgt eine Agglomeration 

in dieser Region. In der Peripherie sinkt das Realeinkommen. Ökonomische Integration führt 

zu einer ungleichen Entwicklung der Regionen. Da der Agglomerationsprozess durch weitere 
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Firmenzuwanderung den Faktor Arbeit im Ballungsgebiet knapper werden lässt, steigen dort 

die Löhne. Es entstehen Ballungskosten. Wenn nun die Transportkosten noch weiter zurück-

gehen, so werden die Skalenerträge unwichtiger, da auch die Entfernung zu Zulieferern an 

Bedeutung verliert. Ab einem bestimmten Punkt werden die geringeren Lohnkosten der Peri-

pherie den Transportkostennachteil überwiegen. Der Agglomerationsprozess ändert seine 

Richtung. Mit den ersten Firmen, die sich in der Peripherie ansiedeln, entstehen Externalitä-

ten, die weitere Firmen in die Peripherie anlocken. In einigen Regionen der Peripherie wird 

jetzt eine kritische Menge an Firmen erreicht. Es kommt zur Reagglomeration. Diese wird 

von einem schnellen Anstieg der Löhne begleitet. Abb.3 veranschaulicht auch diese Möglich-

keit des Agglomerationsprozesses: P1 illustriert den Fall des Ballungsgebietes, das ab T* zu-

nehmend mit sinkenden Transportkosten weitere Unternehmen attrahiert. Dabei ist die 

schrittweise Senkung der Transportkosten wichtig, stehen einer weiteren Agglomeration doch 

Ballungsnachteile in Form höherer Faktorkosten entgegen. P1 steigt allmählich an und erreicht 

schließlich ein Maximum, das möglicherweise sogar vollständige Ballung des Sektors M in 

einer Region beinhalten kann. P1 erreicht sein Maximum, während P2 sich im Minimum be-

findet. Im Reagglomerationsprozess nähern sich die Kurven dann wieder an. 

 

Auf dem Weg zu gleichen Lebensverhältnissen ist aber keineswegs eine sofortige Anglei-

chung aller Regionen zu erwarten, sondern zunächst das Entstehen neuer Ballungsräume in 

einigen Niedriglohnregionen (Puga/Venables, 1996). Unter der Annahme verschiedener In-

dustriezweige in Sektor M, wobei die Externalitäten vertikal, d.h. innerhalb eines solchen 

Zweiges, stärker sein sollten als zwischen den Industriezweigen, sammeln sich die Firmen 

eines solchen Zweiges in einer Region. So entstehen verschiedene Ballungsgebiete für unter-

schiedliche Industriezweige. Dies erklärt, weshalb es zu Ballungsgebieten für Finanzdienst-

leistungen, Medien, Automobilindustrie etc. kommen kann (Krugman/Venables, 1996)6. Die 

Entwicklung der Ballung in Abhängigkeit der Handelskosten lässt sich als U- förmiger Ag-

glomerationsprozess skizzieren (Krugman/Venables, 1995) (vgl. die P2 - Kurve in Abb.3). Die 

fehlende Mobilität einiger Produktionsfaktoren – in der europäischen Realität derzeit der Ar-

beit – führt zur nicht monotonen Entwicklung des Agglomerationsgrades bei einem schritt-

weisen Rückgang der Transportkosten (Puga, 1999) und somit zumindest über längere Zeit 

hinweg zur Einkommensdivergenz.  

                                                 
6 Eine weitere Ergänzung brachte Venables (1999) ein, als er unter der Annahme einer großen Anzahl von In-
dustriesektoren, von denen jeder in einer anderen Region agglomerieren kann, im Modell von Krug-
man/Venables (1996) die Allokationsfolgen untersucht. Dabei zeigt er auf, dass durch die externen Skalenerträge 
eine Arbeitsteilung entstehen kann, die nicht notwendigerweise mit der Allokation übereinstimmt, die sich ge-
mäß komparativer Vorteile im herkömmlichen Sinne einstellen würde. 
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Die Wanderungsentscheidung der Unternehmen wird von Externalitäten sowohl zwischen 

Bürgern als auch zwischen den Unternehmen begleitet. Einige sind positiver Natur wie die 

technologischen Spillovers zwischen Unternehmen, die zu den oben angeführten unterneh-

mensexternen Skalenerträgen beitragen. Diese verursachen positive externe Effekte im Bal-

lungsraum, die das Wachstum der entsprechenden Region steigern (Pelkmans, 2001, S.305). 

Andere sind negativ wie die Ballungskosten, die in Großstädten in Form von Umweltver-

schmutzung und Verkehrsbelästigung entstehen. Viele dieser Nachteile werden nicht am 

Markt gehandelt, es handelt sich um technologische Externalitäten, andere Externalitäten sind 

pekuniärer Natur und verändern die relativen Knappheitspreise. Agglomeration führt bei 

technologischen Externalitäten zu einer ineffizient hohen Nutzung im Ballungsraum (Brau-

nerhjelm et al., 2000, S.18). Dies rechtfertigt selbst aus allokativer Sicht staatliche Maßnah-

men.  

 

Die Entstehung von Arbeitslosigkeit ist indes selbst bei vollständiger Immobilität nicht auf 

diese technologischen externen Effekte der Ballung, sondern auf das Zusammenspiel der pe-

kuniären externen Effekte und der Fehler im Arbeitsmarktmechanismus zurückzuführen. Un-

ternehmensabwanderung ins Ballungsgebiet lässt Arbeit in der Peripherie weniger knapp 

werden. Nur wenn eine Lohnanpassung nicht möglich ist, entsteht Arbeitslosigkeit.     

 

5. Auswirkungen europäischer Umverteilungspolitik 

Die Europäische Union bemüht sich um eine Korrektur der Einkommensdisparitäten und re-

gionalen Arbeitslosigkeitsproblemen, indem sie das Agglomerationsmuster zu beeinflussen 

sucht. Dabei bietet sie einerseits finanzielle Unterstützung oder sonstige Vorteile für Unter-

nehmen in strukturschwachen Regionen an. Der Förderschwerpunkt liegt dabei auf kleinen 

und mittleren Unternehmen, da man sich hier die meisten Arbeitsplätze verspricht (Europäi-

sche Kommission, 1999, S.11). Dies entspricht einer Subvention, die um der neuen Arbeits-

plätze willen ausgezahlt wird. Andererseits bemüht sie sich um den Aufbau entsprechender 

Infrastruktur in den ärmeren Ländern.  

 

Die Richtung, in der aus Effizienzgründen das Ballungsmuster verändert werden soll, ist indes 

keineswegs so eindeutig, wie die klare Grundvorstellung der Europäischen Union es impli-

ziert. Ist die Mobilität der Arbeitskräfte aufgrund künstlicher wirtschaftspolitischer Maßnah-

men zu gering, kann es sein, dass der Agglomerationsprozess vor seinem Optimum unterbro-
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chen wird. Dies ist insofern problematisch, als dass der Einzelne mit seinem Zuzug ins Bal-

lungsgebiet positive Externalitäten ausübt, die er in seiner Entscheidung nicht berücksichtigt. 

Ob das Optimum an Agglomeration nun schon erreicht ist oder noch nicht, lässt sich aller-

dings mangels Quantifizierbarkeit der Externalitäten kaum bestimmen. Die Zahlen zeigen, 

dass die Mobilität auch zwischen einzelnen Regionen sogar innerhalb eines Staates äußerst 

gering ist (Bentivogli/Pagano, 1999; Braunerhjelm et al., 2000, S.46ff). Als Ursachen sind 

u.a. staatliche Restriktionen in den Bereichen Wohnungsmarkt, Arbeitsmarkt und sozialer 

Sicherungssysteme verantwortlich (Faini et al., 1997; Braunerhjelm et al. 2000, S.53; Pelk-

mans, 2001, S.305). Diese mindern die Mobilität und können daher für ein vorzeitiges ineffi-

zientes Ende des Ballungsprozesses sorgen. Lediglich dann, wenn die negativen Externalitä-

ten der Ballung überwiegen und das Agglomerationsoptimum folglich überschritten ist, wirkt 

die Europäische Strukturpolitik in die Richtung eines höheren Wohlstandes für alle.    

 

5.1. Generelle Auswirkungen strukturpolitischer Maßnahmen 

Bei der Ausschüttung von Subventionen muss die Europäische Union darauf achten, dass sie 

mobile Faktoren fördert. Diese sollten zudem durch ihre Ballung Agglomerationsexternalitä-

ten erzeugen. Denn auch eine Förderung in der Peripherie bedeutet im Geiste von Krug-

man/Venables (1996), dass bestimmte Wirtschaftszweige angezogen werden und einen neuen 

Agglomerationsraum bilden sollen. Eine politische Umsetzung dieser Subventionen ist aus 

verschiedenen Gründen schwierig7. Erstens existieren Probleme der Informationsbeschaffung. 

Staatliche Institutionen müssen Art und Ausmaß der Externalitäten kennen. Sie müssen jene 

Sektoren fördern, die ein hohes Maß an Spillovereffekten mit einem vergleichsweise gerin-

gem Maß an Ballungskosten verursachen. Gleichzeitig sollte es sich um hinreichend mobile 

Wirtschaftszweige handeln. Subventionen zur Förderung neuer Agglomerationszentren wi-

dersprechen zweitens zumeist den Wünschen diverser Interessengruppen. Alteingesessenen 

Industrien, die ihre wirtschaftliche Blüte bereits hinter sich haben, gelingt es mit dem Argu-

ment des Verlustes von Arbeitsplätzen häufig, sich eher zu formieren und entsprechende Sub-

ventionszahlungen zu erhalten. Skalenertragsreiche Zukunftsindustrien jedoch müssen erst 

angezogen werden und haben daher noch keine existierende Klientel, die man durch eine Inte-

ressengruppe vertreten könnte. Rent Seeking verhindert damit Subventionen in die richtige 

Richtung. So werden Subventionen denn gerade gegenteilig ausgeschüttet (Berthold, 1994). 

Ein gutes Beispiel bietet die Unterstützung der Landwirte: Die Fonds steigern deren Produkti-

                                                 
7 Die Kritik eines internationalen Subventionswettlaufes steht bei Subventionen der europäischen Ebene nicht 
zur Diskussion. 
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vität und erhalten die Landwirtschaft am Leben. Doch dies verhindert den Strukturwandel und 

damit langfristig die Konvergenz. Nicht nur, dass ein durch die starke Bindung an Boden an 

sich schon immobiler Sektor gefördert wird, mit dessen Abwanderung kaum zu rechnen ist. 

Landwirtschaft gilt in den Modellen der Neuen Ökonomischen Geographie auch noch als das 

Paradebeispiel für ein Fehlen jeglicher Agglomerationsexternalitäten. Somit wird mit einer 

Subventionierung der Landwirtschaft in der Peripherie eine weitere Deagglomeration geför-

dert – zumeist ohne, dass dies die Intention der Subventionen war. Subventionen von Unter-

nehmen oder mobilen Faktoren spielen im Rahmen der europäischen Strukturfonds – die Ag-

rarfonds werden hier außen vorgelassen – indes eine vergleichsweise geringe Rolle. Zudem 

will die Europäische Union diese Subventionen zurückfahren (Europäische Kommission, 

1999, S.11). 

 

Erstes Ziel nach den Leitlinien der europäischen Kommission ist die Schaffung von Infra-

struktur in den Bereichen Verkehr, Energie, Telekommunikation und Ausbildung. Europa 

fördert mit diesen Sektoren hauptsächlich immobile öffentliche Güter. Im Bereich der Quali-

fizierung legt Europa seinen Schwerpunkt auf die Förderung (vergleichsweise immobiler) 

Geringqualifizierter (s.u.). In Richtung Infrastrukturinvestitionen hat sich in der Europäischen 

Union in den letzten Jahren viel getan (Martin/Rogers, 1995). Dies umfasst etwa den Bau des 

Kanaltunnels, Erweiterungen des Eisenbahnnetzes, neue transalpine Tunnel, neue Telekom-

munikationsnetze sowie zahlreiche Infrastrukturmaßnahmen in den ärmsten Regionen (Euro-

päische Kommission online, 2002). Solche Investitionen können zweierlei Wirkung haben:  

 

Investitionen zur Verbesserung intraregionaler Infrastruktur in der Peripherie verbessern die 

Standortqualität und können so dazu beitragen, Firmen zu attrahieren. Sie sorgen für eine 

breitere Verteilung der Produktionsstandorte im Raum. Wird diese Infrastruktur nicht von der 

Region selbst, sondern von der Europäischen Union bezahlt, existiert in der betroffenen Regi-

on auch kein gegenläufiger Finanzierungseffekt durch Besteuerung (Martin/Rogers, 1995). 

Die Agglomeration nimmt ab. Die Beurteilung unterliegt wiederum der einschränkenden An-

nahme, inwieweit das Agglomerationsoptimum bereits überschritten ist. Ist es noch nicht er-

reicht, so gehen mögliche Einkommenssteigerungen in der Peripherie zu Lasten des Ballungs-

raumes, Umverteilung wird per saldo zum Negativsummenspiel8. Allerdings werden solche 

Investitionen alleine kaum ausreichen, um Unternehmen zu attrahieren, da die verbesserte 

                                                 
8 Martin (1999) zeigt sogar, dass die Wanderung in die Peripherie zu einem Verlust an Wettbewerbsintensität 
führen kann, die über Preissteigerungen in der Peripherie zu einem Anstieg der Einkommensungleichheit führen 
kann.   
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Infrastruktur nicht die Skalenerträge kompensieren kann, die sich im Ballungsraum ergeben. 

Investitionen in Infrastruktur zur Verbesserung der Handelsverbindungen zwischen Ballungs-

raum und Peripherie hingegen begünstigen zunächst einmal eine agglomerative Entwicklung 

durch den Abbau der Transportkosten. Die Peripherie lässt sich leichter vom Zentrum aus 

beliefern, Skalenerträge im Zentrum können durch ökonomische Ballung ausgenützt werden 

(Martin, 1999). Die Wohlfahrt der Union in summa steigt.  

 

Die Förderung der Europäischen Union setzt auf beide Arten von Infrastrukturinvestitionen, 

wobei eine genaue Einteilung von konkreten Projekten in eine der beiden Kategorien sicher-

lich schwierig ist. In den Leitlinien der Strukturfonds kommt klar zum Ausdruck, dass die 

Erreichbarkeit von Regionen verbessert werden soll. Aber auch der Ausbau sekundärer Ver-

bindungen zu diesen interregionalen Netzen sei von Bedeutung (Europäische Kommission, 

1999).  

5.2. Strukturpolitik bei inflexiblen Lohnstrukturen 

Während man sowohl bei Subventionen als auch bei Infrastrukturinvestitionen sich hinsicht-

lich der Beurteilung ihrer Wirkungen auf den Agglomerationsprozess und damit auch auf die 

Entstehung neuer Arbeitsplätze und Einkommensperspektiven per se nicht sicher sein kann, 

so ändert sich dies im Zusammenspiel mit nationalstaatlichen Maßnahmen. Viele europäische 

Staaten haben sich ebenfalls eine Angleichung der Lebensverhältnisse innerhalb ihrer Staaten 

zur Aufgabe gemacht. Dies geschieht in vielen Fällen nicht über direkte Transfers, sondern 

über eine künstliche und nicht marktkonforme Veränderung der monetären oder nichtmonetä-

ren Entlohnungskomponenten oder Einsatzbedingungen in den ärmeren Regionen zugunsten 

bestimmter Faktoren. Häufig soll dabei Arbeit begünstigt werden. Ein Beispiel stellt eine na-

tional betriebene Lohnpolitik dar, welche die interregionalen Lohndifferenzen gering zu hal-

ten versucht (Braunerhjelm et al., 2000, S.60).   

  

Die Folgen des Agglomerationsprozesses ändern sich wesentlich, unterstellt man eine interre-

gional einheitliche Entlohnung des Faktors Arbeit. Aufgrund von Skalenerträgen entstehen 

Ballungsräume und Einkommensunterschiede, Arbeit wird in beiden Regionen aber gleich 

entlohnt. Wird Arbeit im Zentrum aufgrund der Ballung ökonomischer Aktivitäten knapper, 

so steigen hier die Löhne. Damit wird im Zentrum ein neues Gleichgewicht erreicht. Wird in 

der Peripherie die Entlohnung daraufhin ebenfalls angehoben, verschärft dies den Agglomera-

tionsprozess. Die Knappheit an Arbeit im Ballungsraum wird nicht mehr als Ballungsnachteil 

ins Gewicht fallen. In der Peripherie werden Arbeiter entlassen, es kommt zu regionaler Ar-
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beitslosigkeit. Ohne soziales Auffangbecken müssten zumindest die Arbeitslosen nun ins 

Zentrum abwandern. Das Ergebnis entspricht dann dem von Krugman (1991) mit interregio-

nal mobilen Faktoren: Es kommt zu dauerhafter Divergenz. Existiert hingegen ein soziales 

Auffangbecken (staatliche Absicherung oder familiäre Unterstützung), haben Arbeitslose ei-

nen nur geringen Anreiz, die Peripherie zu verlassen. Da aber auch den Firmen aufgrund der 

einheitlichen Entlohnung der Anreiz zur Reallokation in die Peripherie fehlt, kommt es eben-

falls zu einer divergenten Entwicklung. Nur entvölkert sich in diesem Fall die Peripherie 

nicht, sondern leidet persistent unter hoher Arbeitslosigkeit. Ihre Verarmung allerdings fällt 

noch schlimmer aus, da bei gleicher Produktion die Zahl der Köpfe höher ist.  

 

Der Abbau der zwischenstaatlichen Einkommensunterschiede in den letzten 15 Jahren bei 

ansteigenden regionalen Unterschieden im Einkommen und in den Arbeitslosigkeitsraten in-

nerhalb der europäischen Staaten reflektiert recht gut diesen Erklärungsansatz. Dies korres-

pondiert auch mit der Tatsache, dass die interregionalen Lohndifferenzen innerhalb der ein-

zelnen Nationen nicht so hoch ausfallen wie die Einkommensunterschiede (Puga, 2001). Mit 

ein Grund hierfür ist sicherlich, dass die Lohnfindung in vielen europäischen Ländern von 

institutionellen Schranken beträchtlich beeinflusst wird (Puga, 2001, S.18). Die Sorgenkinder 

bezüglich der Arbeitslosigkeit liegen in Italien (Kalabrien, 28,7%), in Spanien (Andalusien, 

26,8%) und in Deutschland (Dessau, 20,9%). Das Niveau an Arbeitslosigkeit in den übrigen 

drei Kohäsionsstaaten hingegen liegt bei regional maximalen 14,6% (Griechenland), 7,1% 

(Irland) und 6,7% (Portugal) Arbeitslosigkeit. Die gravierenden regionalen Arbeitslosigkeits-

unterschiede innerhalb der größeren europäischen Staaten lassen sich kaum auf die beschrie-

benen Agglomerationsmuster zurückführen. Selbst als Peripherie ist es offenbar – siehe Por-

tugal – möglich, die Arbeitslosigkeit gering zu halten. Der bedeutende Unterschied ist, dass 

die drei letztgenannten Kohäsionsländer als Ganzes als Peripheriegebiete Europas in obigem 

Sinne zu betrachten sind. Demzufolge richtete sich auch die Entlohnung des Faktors Arbeit 

danach. Selbst eine einheitliche Entlohnung in diesen Staaten würde geringeres Unheil anrich-

ten, da sie sich eher nach den zahlreichen Regionen mit geringer Produktivität richten würde. 

Anders ist dies in Italien, Spanien und Deutschland. In Spanien wurde erst vor wenigen Jah-

ren die Möglichkeit regionaler Lohnsabschlüsse in Betracht gezogen, in Deutschland und Ita-

lien ist das Fehlen hinreichender regionaler Lohndifferenzierung nach wie vor ein kontrovers 

diskutiertes Thema (Faini, 1999). Eine nationale Lohnpolitik, die zwecks regionaler Anglei-

 17



chung des Einkommens eine regionale Lohndifferenzierung erschwert, wird im Agglomerati-

onsprozess eine Konvergenz erschweren9. 

 

Ein gutes Beispiel bietet die deutsche Wiedervereinigung. Die Unterschiede in der Arbeits-

produktivität waren beträchtlich. In unseren Termini könnte man den Westen als Ballungsge-

biet und den Osten als Peripherie betrachten (wenn sie auch historisch gesehen nicht durch 

Ballung entstanden sind). Statt aufgrund geringerer Arbeitskosten im Osten Industrie anzuzie-

hen, hob man aufgrund von Tarifvereinbarungen die Nominallöhne innerhalb von weniger als 

einem Jahr um 42% an, worauf sich die Reallohnkosten wegen des gleichzeitigen Preisver-

falls in Ostdeutschland fast verdreifachten (Akerlof et al., 1991, S.9; Puga, 2001). Die Folge 

waren ein rapider Rückgang der Produktion und ein sprunghafter Anstieg der Arbeitslosigkeit 

im Osten sowie eine Abwanderung der Industrie ins Ballungsgebiet – in den Westen. Die Ar-

beitslosigkeit wurde durch ein bundeseinheitliches System der sozialen Sicherung mit Netto-

transfers in den Osten finanziert. Dies dämpfte wiederum die Migration von Ost nach West, 

welche die entstehenden Unterschiede hätte auffangen können.  

 

Eine Kombination von Ballungsräumen aufgrund unternehmensexterner Skalenerträge, regio-

nal undifferenzierter Löhne und minimaler Migration kann eine Erklärung der in Europa ent-

standenen Unterschiede in Einkommen und Arbeitslosigkeit liefern. Vor allem lässt sich er-

klären, warum die Unterschiede im Einkommen zwischen den Nationen zurückgingen, jene 

zwischen den Regionen innerhalb der Nationen jedoch anstiegen. Wird Agglomeration nicht 

in den Lohnverhältnissen widergespiegelt, dann kippt der Agglomerationsprozess nicht um. 

Die Ballung steigt im Verlauf der Integration weiter an oder bleibt auf ihrem alten Niveau. 

Die Differenzen fallen dann nicht in Lohnunterschieden an, sondern schlagen sich in interre-

gional unterschiedlich hoher Arbeitslosigkeit nieder. Da auf europäischer Ebene kein Mecha-

nismus einer Lohnkoordination vorliegt, kann dies eine Erklärung dafür sein, dass die europä-

ischen Staaten zwar allmählich in ihrem Einkommen konvergieren, die Regionen innerhalb 

derselben aber keine Tendenz zur Konvergenz aufweisen (Pelkmans, 2001, S.305). 

 

Langfristig sollte eine solch einheitliche Lohnsetzung in unterschiedlichen Regionen aufgrund 

der entstehenden Divergenz bei Freizügigkeit zwingend zur Abwanderung ins Zentrum füh-

ren. Die Peripheriegebiete können durch die Abwanderung ihrer Industrie die entsprechenden 

finanziellen Mittel zur Finanzierung des sozialen Auffangbeckens für die entstehende Arbeits-

                                                 
9 Faini (1999) analysiert in einem Modell die Auswirkung regional undifferenzierter Löhne aufgrund starken 
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losigkeit langfristig nicht aufbringen. Die regionale Umverteilung wird zusammenbrechen, 

die Arbeiter werden entweder wandern und damit die hohen Löhne im Zentrum senken, oder 

die Löhne in der Peripherie werden fallen. Dies gilt selbst dann, wenn arbeitslose Arbeitneh-

mer dank familiärer Unterstützung in ihrer Not aufgefangen werden und somit einen geringe-

ren Anreiz zur Wanderung verspüren. Nur wandern in diesem Fall ganze Familien aus der 

Peripherie ab. Aber es gilt natürlich nur solange, wie Freizügigkeit nicht nur auf die Arbeiten-

den, sondern auch auf die Familien angewendet wird. Die politische Versuchung ist zumin-

dest groß, über interregionale Transfers zu versuchen, dieses ineffiziente Arrangement hoher 

Löhne, hoher Arbeitslosigkeit und gleichzeitiger Absicherung der Arbeitslosen aufrecht zu 

erhalten.  

 

Um den Erfolg der Strukturfonds zu evaluieren, ist es damit wesentlich, hinsichtlich der Ziel-

kriterien dieser Umverteilungsmittel zu differenzieren. Strukturfonds sind nicht geeignet zur 

Bekämpfung interregionaler Arbeitslosigkeit. Wenn undifferenzierte Löhne in einzelnen Teil-

staaten zu bedeutender regionaler Arbeitslosigkeit in der Peripherie führen, so subventionie-

ren europäische Transfers die Fehler einer einheitlichen Lohnpolitik. Damit senken sie den 

politökonomischen Druck auf nationale Reformen der Arbeitsmarktsysteme und tragen dazu 

bei, dass Arbeitslosigkeit und damit auch Einkommensdisparitäten persistent werden. Das 

Mezzogiorno und Ostdeutschland bieten abschreckende Beispiele. 

6. Fazit 

Die europäische Strukturpolitik ist eng verbunden mit dem Streben größerer Mitgliedsländer, 

selbst regionale Einkommensdisparitäten zu verringern. Beeinflussen die nationalen Regelun-

gen das interregionale Verhältnis der Faktorentlohnungen, erklärt dies die hohen Arbeitslo-

sigkeitsquoten in vielen Regionen. Knüpft die europäische Strukturpolitik vermehrt am Krite-

rium Arbeitslosigkeit an, so unterstützt die Europäische Union die verfehlten nationalen 

Lohnpolitiken und verlängert das Leiden der Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit. Denn ge-

ringes Einkommen und hohe Arbeitslosigkeit sind keineswegs nur zwei Seiten einer Medaille: 

Nach dem Kriterium Arbeitslosigkeit sind es Regionen in Deutschland, Italien, Spanien, 

Frankreich, Belgien und Finnland, die gefördert werden müssen. Außer Finnland und Spanien 

liegen diese Staaten mit ihrem Einkommensdurchschnitt indes oberhalb des EU-

Durchschnitts. Die beiden Kohäsionsländer Portugal und Irland weisen hingegen eine geringe 

Arbeitslosigkeit auf. 

                                                                                                                                                         
Gewerkschaftsdrucks auf den Konvergenzprozess. 
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Europäische Strukturpolitik kann nur sinnvoll sein, wenn sie 

- effiziente Ballung nicht verhindert, sondern die entstehenden Vorteile nutzt und versucht, 

die Raumüberwindungskosten zu senken, damit alle von der Ballung profitieren, 

- bei einer Entscheidung zum Anziehen von Industrien in der Peripherie mobile Industrien 

fördert, die ein hohes Maß an unternehmensexternen Skalenerträgen aufweisen 

- und sich lediglich an den interregionalen Einkommensunterschieden, aber keineswegs am 

Kriterium der Arbeitslosigkeit ausrichtet. 

 

Die Probleme einer Konzeption nach diesen Kriterien erfordert allerdings ein hohes Maß an 

Wissen, das Ignorieren der Wünsche zahlreicher Interessengruppen sowie feste Standhaftig-

keit, den Wünschen diverser Nationen zu widerstehen, Arbeitslosigkeit in den Zielkatalog 

aufzunehmen. Die bisherigen politischen Erfahrungen lehren, dass dies kaum möglich ist. Die 

Vorstellungen der Interessengruppen – man betrachte nur den Agrarhaushalt – setzen sich 

zumeist durch. Und die staatliche „Anmaßung von Wissen“ ist als Problem seit Hayek legen-

där. Von daher lässt sich zum aktuellen Stand der Lage schlussfolgern: Besser keine Umver-

teilung als eine (verfehlte) Umverteilung.  
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